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datennutzungs- und das Krankenhausversor-
gungsverbesserungsgesetz auf den Weg. Viele 
Vorhaben seien aber sehr umstritten gewesen 
und hätten oft unter schlechtem Management 
des politischen Prozesses gelitten. Die DKG habe 
mit Blick auf eine zukunftsfeste onkologische 
Versorgung sechs politische Forderungen an die 
neue Bundesregierung formuliert. Themen seien 
neben der Prävention und Früherkennung die 
Nachbesserung der Krankenhausreform, die 
Arzneimittelverfügbarkeit von Onkologika und 
die Stärkung der Forschung. 
 
In der ersten Podiumsdiskussion sprachen Dr. 
Johannes Bruns, Generalsekretär der DKG, Bork 
Bretthauer, Geschäftsführer Pro Generika e.V. 
und Dr. Jürgen Malzahn, Abteilungsleiter Statio-
näre Versorgung, Rehabilitation, AOK-Bundes-
verband, über die kommenden Herausforderun-
gen in der Gesundheitsversorgung. Die Themen 
Prävention, Krankenhausreform und Arzneimit-
telverfügbarkeit standen dabei im Mittelpunkt.  
Bruns trat für einen krankheitsübergreifenden 
Präventionsansatz ein, der nicht nur das Verhal-
ten des Einzelnen, sondern vielmehr die struktu-
rellen Bedingungen für einen gesunden Lebens-
stil in den Mittelpunkt stellt. Hier gelte es vor al-
lem junge Menschen zu erreichen, die mit einem 
gesunden Lebensstil ihr Risiko für Krebs, Herz-
Kreislauferkrankungen und Diabetes reduzieren 
können. Darüber hinaus sah Bruns Nachbesse-
rungsbedarf bei der Krankenhausreform. „Wir 
benötigen dringend onkologische Leistungs-
gruppen. Diese sollten sich an den Qualitätsan-
forderungen der zertifizierten Zentren orientie-
ren – nur so kann die Versorgung von Krebspati-
ent*innen nachhaltig verbessert werden“. Auch 
Malzahn forderte weitere Nachbesserungen an 

Das Bundesgesundheitsministerium hat in der 
aktuellen Regierungsperiode viele Gesetze auf 
den Weg gebracht, die die Versorgung von 
Krebspatient*innen direkt betreffen. Inwieweit 
die Forschung und die Versorgung dadurch ver-
bessert wurden und welchen Reformbedarf es 
nach der Bundestagswahl gibt, darüber disku-
tierten Vertreter*innen aus der Versorgung, 
der Industrie und der Verbändelandschaft beim 
Brennpunkt Onkologie im Kaiserin-Friedrich-
Haus in Berlin.  
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Gesundheitspolitik nach der Bundestagswahl 

Ambitioniert gestartet, aber hinter den Erwar-
tungen zurückgeblieben. So fasste Richard Hart-
laub, Referent Gesundheits- und Forschungspo-
litik bei der DKG, die Gesundheitspolitik der 20. 
Wahlperiode in seinem Impulsvortrag zusam-
men. Gründe seien unter anderem die schwie-
rigen politisch-ökonomischen Umstände, in de-
nen Gesundheitsminister Karl Lauterbach Re-
formen angestoßen habe – man denke etwa an 
die Corona-Pandemie und den Bruch der Am-
pelkoalition. Gesetze, die sich direkt auf die on-
kologische Versorgung von Krebsbetroffenen 
auswirken, gab es aber durchaus. So brachte 
Lauterbach beispielsweise das Gesundheits-
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dem Gesetz. „Die Krankenhausreform ist mit ei-
nem Marathon zu vergleichen. Bisher gibt es 
gute Ansätze, aber man muss die Reform wei-
terentwickeln.“ Neben dem Ausbau der onkolo-
gischen Leistungsgruppen forderte er eine Wei-
terentwicklung der Vorhaltefinanzierung. Re-
formbedarf gibt es laut Bretthauer auch in der 
Arzneimittelversorgung. Tamoxifen, das bei 
Brustkrebsbetroffenen zum Einsatz komme, sei 
in der Vergangenheit von Lieferengpässen 

Weiterführende Informationen 
Mehr Informationen zum aktuellen und den 
Termin des nächsten Brennpunkt finden Sie 
hier:  
www.krebsgesellschaft.de/brennpunkt.html 
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betroffen gewesen. Aufgrund des Kostendrucks 
– der auch auf die Rabattverträge mit Kranken-
kassen zurückzuführen sei – beziehen Generika-
hersteller vor allem Wirkstoffe aus China. An-
reize zur Resilienz, wie zusätzliche Wirkstofflie-
feranten, würden im Gesundheitssystem abge-
straft, da sie höhere Kosten mit sich bringen. 
Bretthauer forderte daher eine ressortübergrei-
fende Strategie für die Generikaversorgung. 

In der zweiten Podiumsdiskussion sprachen 
Prof. Olaf Ortmann, DKG-Vorstandsmitglied, 
Prof. Monika Klinkhammer-Schalke, Leiterin des 
Zentrums für Qualitätssicherung und Versor-
gungsforschung der Uni Regensburg und Dr. 
Pablo Serrano, Mitglied der Geschäftsführung 
des Bundesverbandes der Pharmazeutischen 
Industrie e.V., über die Stärkung des For-
schungsstandorts Deutschland. Durch die per-
sonalisierte Medizin gebe es weniger randomi-
sierte Studien mit großen Probandenzahlen, die 
aktuell Bestandteil von Zulassungsverfahren 
seien. Hier sei ein Umdenken gefragt, so Klink-
hammer-Schalke. Vorhandene Daten müssten 
verstärkt genutzt werden, unter anderem mit 
der Plattform zur bundesweiten Auswertung 
von klinischen Krebsregisterdaten für For-
schungsfragen und registerbasierte Studien 
(Plato 2). Auch Ortmann plädierte für eine ver-
sorgungsnahe Forschung. Er forderte eine „kon-
sequente Implementierung von der Forschung 
in die Versorgung.“ Für die klinische Forschung 
wünscht sich Serrano aus Industriesicht stabile 
und schlanke Rahmenbedingungen sowie die 
Zusammenarbeit aller an der Arzneimittelwert-
schöpfungskette beteiligten Ressorts – vom 
Forschungs- bis zum Wirtschaftsministerium. 
Ein weiteres Anliegen: Ausländischen Forschen-
den müssten die Arbeitserlaubnis erleichtert 
werden, nur so gebe es einen attraktiven For-
schungsstandort Deutschland.  
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